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Chronique générale

Economie

Politique économique

Politique structurelle

Mit einer parlamentarischen Initiative forderte die Grüne Fraktion im März 2023 ein
Verbot der indirekten Finanzierung von verbotenem Kriegsmaterial, um die Abrüstung
von solchen Waffen voranzutreiben. Die aktuelle Kriegsmaterialgesetzgebung verbiete
nur die direkte Finanzierung von verbotenem Kriegsmaterial – darunter fallen
Atomwaffen, biologische und chemische Waffen, Antipersonenminen und
Streumunition. Die indirekte Finanzierung verbiete das aktuelle Gesetz nur dann, wenn
diese zur Umgehung der direkten Finanzierung verwendet werde. Die Fraktion
argumentierte, dass sich aber gemäss der NGO ICAN auch Schweizer Finanzinstitute
indirekt an der Entwicklung und Produktion solcher Waffen beteiligen würden – die
NGO nannte hier einen Betrag zwischen CHF 6 bis 8 Mrd. in den vergangenen Jahren –
weshalb es ein komplettes Verbot brauche. Die SiK-NR beschäftigte sich im selben
Monat mit der Initiative und beantragte mit 15 zu 9 Stimmen, ihr keine Folge zu geben.
Die Kommissionsmehrheit war der Ansicht, ein solches Verbot sei unverhältnismässig
und würde je nach Definition eine grosse Anzahl an Unternehmen betreffen. Des
Weiteren gab die Kommission zu bedenken, dass es für Investorinnen und Investoren
schwierig sei, betroffene Unternehmen auszumachen und von anderen korrekt
abzugrenzen, die «nur am Rande verbotenes Kriegsmaterial herstellen» würden. Für
eine Kommissionsminderheit sei es hingegen «inakzeptabel», dass sich Schweizer
Finanzinstitute indirekt an verbotener Kriegsmaterialproduktion beteiligen würden.
Ferner sei eine Desinvestition in die Produktion notwendig für eine weltweite nukleare
Abrüstung, so die Kommissionsminderheit. 1

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 28.03.2023
MARCO ACKERMANN

Die parlamentarische Initiative der Grünen-Fraktion für ein Verbot der indirekten
Finanzierung von verbotenem Kriegsmaterial wurde im Nationalrat in der
Sommersession 2023 mit 92 zu 81 Stimmen abgelehnt. Die grosse Kammer folgte damit
dem Antrag ihrer Kommissionsmehrheit, das Anliegen nicht weiterzuverfolgen, da die
Initiative «aufgrund ihrer rechtlichen Komplexität zu viele Definitions- und
Abgrenzungsprobleme mit sich bringt», wie Kommissionssprecherin Ida Glanzmann-
Hunkeler (mitte, LU) im Rat erklärte. Ein Verbot sei nicht zuletzt deshalb
unverhältnismässig, da keine Investitionen in Unternehmen mehr getätigt werden
dürften, die Güter herstellen, welche sowohl zivil als auch militärisch genutzt werden
können – sogenannte Dual-Use-Güter. Die linke Minderheit war hingegen davon
überzeugt, dass nur durch eine Desinvestition eine weltweite Abrüstung von
Nuklearwaffen und anderen verbotenen Waffen erreicht werden könne und das
bestehende Kriegsmaterialgesetz, das nur die direkte Finanzierung von verbotenem
Kriegsmaterial verbiete, nicht funktioniere, erklärte Fabien Fivaz (gp, NE) im Rat. Wie
die Grüne Fraktion unterstütze auch die SP-Fraktion das Anliegen, um das bestehende
«Schlupfloch» zu stopfen, gab Priska Seiler Graf (sp, ZH) im Rat mit einem Verweis auf
eine eigene ältere Initiative (Pa.Iv. 20.497) bekannt. Während die Fraktionen der SP, der
GLP, der Grünen sowie eine kleine Minderheit der Mitte-Fraktion für das Anliegen
stimmten, sprachen sich die Mehrheit der Mitte-Fraktion und die geschlossen
stimmenden FDP- und SVP-Fraktionen dagegen aus. Mit der Ablehnung im Nationalrat
war die Initiative erledigt. 2

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 01.06.2023
MARCO ACKERMANN

1) Medienmitteilung SiK-NR vom 28.3.23; Pa.Iv. 22.416
2) AB NR, 2023, S. 1041 ff.
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